Geſetz⸗ Sammlung 
a für die | 


König lichen P reuß i ſ ch en Staaten. 


13 Ne. 8. — 


ßen und Seiner Majeftat dem Koͤnige von Baiern am gten Mai 1818. 
zabgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen wechſelſeitiger Uebernahme der Das 
gabunden und Ausgewieſenen. De date den 2 Tſten deſſelben Monats. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen N. de. 
Tͤhun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: 5 N 
Daß, nachdem Wir von der zwiſchen Uns und Sr. Majeſtaͤt dem Rönige 
von Baiern am gtenMai d. J. abgeſchloſſenen Uebereinkunft, wegen wechſelſeitiger 
Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen, welche wörtlich alſo lautet: 
Seine Majeſtaͤt der König von Preußen, und Seine Majeſtät der Koͤ⸗ 
nig von Baiern, uͤberzeugt von der Nothwendigkeit, in Ruͤckſicht der wech⸗ 
ſelſeitigen Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen, Sich uͤber 
gewiſſe Grundſaͤtze zu vereinigen, haben die unterzeichneten Bevollmaͤch⸗ 
tigte, und zwar Seine Majeſtät der König von Preußen: 5 
Allerhoͤchſt-Ihren wirklichen Geheimen Legations⸗Rath, Chef der zweiten 
und dritten Section des Miniſterii der auswaͤrtigen Angelegenheiten, Ritter 
des rothen Adler⸗Ordens zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, Inhaber des ei⸗ 
ſernen Kreuzes zweiter Klaſſe, Ritter des Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen St. Annen⸗ 
Ordens erſter Klaſſe, Großkreuz des Cioil⸗Verdienſt⸗Ordens zur Baierſchen 
Krone, Ritter des Koͤniglich⸗Schwediſchen Nordſtern⸗Ordens erſter Klaſſe, 
Commandeur des Kaiſerlich⸗Oeſterreichiſchen Leopold⸗Ordens, Commander 
des Koͤniglich⸗Daͤniſchen Dannebrog⸗Ordens, Ritter des Kaiſerlich-Muſſi⸗ 
ſchen St. Wladimir ⸗Ordens dritter Klaſſe, Ritter des Spaniſchen Ordens 
Carl des III., Ludwig von Jordan; . i : 
Seine Majeſtaͤt der „König von Baiern aber: 25 er 
Allerhöͤchſt⸗Ihren Kämmerer, ‚General = Lieutenant, außerordentlichen Ge⸗ 


(No. 478.) Ratiftkations Urkunde der zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem ‚Könige von Preu⸗ 


ſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter am Koͤniglich-Preußiſchen Hofe, Kom: 


menthur des Johanniter-Ordens, Großkreuz des Baierſchen Civil⸗Ver⸗ 
dienſt⸗Ordens, Ritter des Militair⸗Max⸗Joſeph⸗Ordens, Großkreuz des 
Jahrgang 1818. J Kai⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den rſten Auguſt 1818.) 


Kaiſerlich-Ruſſiſchen St. Annen⸗ Ordens, Offizier des Königlich ⸗ Franzöſi I 
ſchen Ordens der Ehrenkegfon; Grafen Joſeph von Rechberg-Ro⸗ 
thbenlöwen, 
zur Unterhandlung uͤber dieſen Gegenſtand beauftragt; von welchem hierauf, 
ah Auswechſelung ihrer reſpektiven Vollmachten, folgende Uebereinkunft, 
unter Vorbehalt Allerhoͤchſter Genehmigung, abgeſchloſſen worben iſt. ü 
$. I. Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher in das Ge: 
biet des andern der beiden hohen kontrahirenden Theile ausgewieſen werden, 
wenn derſelbe nicht entweder ein Angehöriger desſenigen Staates iſt, welchem er 
zugewieſen wird, und in demſelben ſein Heimweſen zu ſuchen hat, oder doch 
durch das Gebiet deſſelben, als ein Angehoͤriger eines ruͤckwaͤrts liegenden 
Staates, nothwendig ſeinen Weg nehmen muß. 
§. 2. Als Staatsangehörige, deren Uebernahme gegenſeitig nicht ver⸗ 
ſagt werden darf, ſind anzuſehen: 

a) alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn fie außer der Che erzeugt wur⸗ 
den, deren Mutter, zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft eines Unter⸗ 
thans mit dem Staat in Verbindung geſtanden hat, oder, welche aus⸗ 
druͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden ſind, ohne nachher wie⸗ 
der aus dem Unterthansverbande entlaſſen worden zu ſeyn, oder ein an⸗ 
derweitiges Heimathrecht erworben zu haben; 

b) diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufällig innerhalb des Staats⸗ 
gebiets geboren ſind, ſo lange ſie nicht in einem andern Staate das Unter⸗ 
thanenrecht, nach deſſen Verſaſſung, erworben, oder ſich daſelbſt mit An⸗ 
legung einer Wirthſchaft verheirathet, oder darin, unter Zulaſſu ſung der 
Obrigkeit, Zehn Jahre lang gewohnt haben; 


e) diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren find, noch das 


Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung, erworben haben, hingegen 
nach Aufgebung ihrer vorherigen ſtaats bürgerlichen Verhaͤltniſſe, oder 
uͤberhaupt als heimathlos, dadurch in naͤhere Verbindung mit dem 
Staate getreten ſind, daß ſie ſich daſelbſt unter Anlegung einer Wirth⸗ 
ſchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen wahrend eines Zeitraums von Zehn 
Jahren ſtillſchweigend geſtattet worden iſt, darin ihren Wohnſitz zu haben. 

$ 3. Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staat 
zufaͤllig geboren iſt, in einem andern aber das Unterthanenrecht ausdruͤcklich er⸗ 
worben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, ober durch 
zehnjaͤhrigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat; ſo iſt der letztere Staat, 
vorzugsweiſe, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das ausdruͤcklich erworbene 


Unterthanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehnjaͤh⸗ 


rigen Wohnung in einem andern Staate, zuſammen; ſo iſt das erſtere Ver⸗ 


haͤltniß entſcheidend. Iſt ein Heimathloſer in dem einen Staate in die Ehe 


getreten, in einem andern aber nach ſeiner e waͤhrend des be⸗ 
fm 
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ſtimmten Zeitrauns von zehn Jahren, geduldet worden; fo muß er in dem 
letztern beibehalten werden. | s 
$. 4. Sind bei einem Vagabunden oder auszuweiſenden Verbrecher keine 
der in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen anwendbar, ſo 
muß derjenige Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorlaͤufig beibehalten. 
H. 8, Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts, ſind demjenigen 
Staate zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann, vermoͤge eines der angefuͤhrten Ver⸗ 
haͤltniſſe, zugehoͤrt. Wittwen ſind nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu be⸗ 
handeln; es waͤre denn, daß waͤhrend ihres Wittwenſtandes eine Veraͤnde⸗ 
rung eingetreten ſey, durch welche ſie nach den Grundſaͤtzen der gegenwaͤrtigen 
Uebereinkunft, einem andern Staate zufallen. a a 
H. 6. Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie Kinder unter 
14 Jahren, oder welche ſonſt wegen des Unterhalts, den ſie von den Eltern ge⸗ 
nießen, von denſelben nicht getrennt werden koͤnnen, ſo ſind ſolche, ohne Ruͤckſicht 
auf ihren zufaͤlligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweilen, welchem, 
bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter, zugehoͤrt. 
Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben iſt, und letz⸗ 
tere bei ihrem Vater befindlich ſind, fo werden fe von dem Staate mit uͤber⸗ 
nommen, welchem der Vater zugehoͤrt. 8 N 
§. 7. Hat ein Staatsangehoͤriger durch irgend eine Handlung ſich feines. 
Buͤrgerrechts verluſtig gemacht, ohne einen andern Staat zugehörig geworden zu 
ſeyn, ſo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wiederannahme deſſel⸗ 
ben ſich nicht entziehen. 5 f d 5 f 
F. 8. Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, welche, 
ohne eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu haben, in Dienſten ſtehen, imgleichen 
Zoͤglinge und Studierende, welche der Erziehung oder des Unterrichts wegen, 
irgendwo verweilen, erwerben durch dieſen Aufenthalt, wenn derſelbe auch laͤn⸗ 
ger als Zehn Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. = 
F. 9. Denjenigen, welche als Landſtreicher, oder aus irgend einem an⸗ 
dern Grunde ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten Staate nach den, 
in der gegenwärtigen Uebereinkunft, feſtgeſtellten Grundſaͤtzen, kein Heimwe⸗ 
ſen anzuſprechen haben, iſt letzterer, den Eintritt in ſein Gebiet zu geſtatten, 
nicht ſchuldig; es wuͤrde denn urkundlich zur volligen Ueberzeugung dargethan 
werden konnen, daß das zu uͤbernehmende Individuum einem ruͤckwaͤrts lie⸗ 
genden Staate zugehoͤre, welchem daſſelbe nicht wohl anders, als durch das 
Gebiet des erſteren, zugeſchickt werden kann. . 
$. 10. Sämmtlichen betreffenden Behörden wird es zur ſtrengen Pflicht 
gemacht, die Abſendung der Bagabunden in das Gebiet des andern der hohen 
kontrahirenden Theile, nicht blos auf die eigene unzuverlaͤſſige Angabe der⸗ 
ſetben zu weraulaffen, ſondern, wenn das Verhaͤltniß, wodurch der andere 


Staat zur Uebernahme eines Vagabunden konventionsmaͤßig verpflichtet wird, 
. Ge re ent 


nicht aus einem d b oder aus andern völlig glaubhaften 
Urkunden, hervorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch 
beſondere Gruͤnde und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft 
gemacht wird, zuvor die Wahrheit forgfältig zu ermitteln, und noͤthigen Falls 
bei der, vermeintlich zur Aufna! me des n verpflichteten Behörde, 
Erkundigung einzuziehen. 

H. IT. Sollte der Fall e daß ein, von dem einen der hohen kon⸗ 
trahirenden Theile dem andern Theile zum weitern Transporte in einem ruͤckwaͤrts 
liegenden Staat, zufolge der Beſtimmung des H 9., zugefuͤhrter Vagabunde, 

von dem letztern nicht angenommen wuͤrde, ſo kann derſelbe wieder in denje⸗ 
nigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur . Beibehaltung 
zuruͤckgebracht werden. 

$. 12. Fuͤr die beiderſeitigen Nhemmlande werden Königliche ⸗Preußiſcher 
Seits Saarbruͤck und Kreuz nach, Königliche Baierſcher Seits Blies kaſtel 
und Alſey, zu Uebernahmsorten beſtimmt. In ſolchen Faͤllen, wo aus und 
nach andern Provinzen der beiden hohen kontrahirenden Theile, der Transport 
von Vagabunden erforderlich wird, werden letztere an die naͤchſte Polizeibehörde 
desjenigen zwiſchenliegenden Staats abgeliefert, durch deſſen Gebiet der gerade 
Weg vom Orte der Ergreifung aus. nach der Grenze des Zur e ver⸗ 
pflichteten Staats fuͤhrt. 

K. 13. Die Ueberweiſung der Vagabunden geſchieht in der. Kegel vers 
mittelft Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehoͤrde desjenigen Ortes, 
wo der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staats beendigt anzuſehen 
iſt. Mit den Vagabunden werden zugleich die Beweisſtucke, worauf der 
Transport konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, uͤbergeben. In ſolchen Fällen, 
wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, Fünnen: einzelne Vagabunden auch mittelſt 
eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende: Route genau; Ur 
ſchrieben iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 


Es ſollen auch nie mehr als drei‘ Perſonen zugleich auf den Transport vr | 


gegeben werden, es waͤre denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie hehe 


nen, und in dieſer Hinſicht nicht wohl getrennt werden koͤnnen. "a 
Groͤßere, ſogenannte Vagantenſchube, ſollen kunftig nicht ſtatt finden. 


F. Id Dal die Ausweiſung. der Vagabunden nicht auf Requiſttion des zur 
Annahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der: eigne 
Vortheil des ausweiſenden Staates bezweckt wird, ſo koͤnnen fuͤr den Trans⸗ 

port und die Verpflegung der Vagabunden, 75 St . an dewübe⸗ 
nehmenden Staat gemacht werden. b 5 
. Wird ein Auszuweiſender, welcher einem rückwärts Herden Staate 
zugeführt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach . LI. 
in denjenigen Staat, welcher ihn gusgewieſen hatte, zuruͤckgebracht; ſo muß 
letzterer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten wel⸗ 
che bei der a. aufgelaufen: find, F. 15. 
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K. 158. Vorſtehende Uebereinkunft ſoll, nach erfolgter beiberfeitiger. 


Ratifikation, in den Staaten der hohen kontrahirenden Theile, zur genaue⸗ 
ſten Befolgung bekannt gemacht werden. n N 
Zur Beglaubigung deſſen haben die reſpektiven Bevollmaͤchtigten die⸗ 
ſelbe unterzeichnet und beſiegelt. a 
So geſchehen Berlin, den Yten, Mai 1818. 5 
(L. S.) Ludwig v. Jordan. (JL. S.), Jo ſeph Graf v. Rech berg. 
Kenntniß genommen. und. fie in allen ihren Punkten Unſerm Willen gemäß; 
befunden, Wir die gedachte Uebereinkunft genehmiget und ratifiziret haben, 
wie Wir fie durch die gegenwärtige Urkunde genehmigen und ratiſtziren; 


Wir geben Unſer Koͤnigliches Wort, fuͤr Uns und Unſere Nachfolger, dieſe 


Uebereinkunft zu erfüllen: und aufrecht zu erhalten, auch keine Eingriffe in 
dieſelbe zu geſtatten. 2 5 e ö 
Des zu Urkund haben Wir die gegenwärtige Ratifikation eigenhaͤndig 
unterſchrieben und mit Unferm Königlichen Inſiegel verſehen laſſen. 
> 2 Gegeben: Berlin, den 21ſten Mai 1818894 
| (Ls) Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


. (Nor. 479.0 Erklärung wegen der, zwiſchen der Königlich⸗Preußiſchen und: Großherzog; 
lllich⸗Heſſen⸗ Darmſtäͤdtiſchen Regierung verabredeten Freizügigkeit, in 
Betreff der zum deutſchen Bunde nicht gehdrigen Preußiſchen Pros 

vinzen. Vom Z3ten Juni 1818, 5 5 f 


Massen die Konguch⸗Pranziche Megierung mit der Großherzog“ 


Heſſen⸗Darmſtaͤdtiſchen dahin uͤbereingekommen iſt, gegenſeitig den Abſchoß 


und das Abfahrtsgeld, auch in Beziehung auf die, nicht zum deutſchen Bunde 


gehörigen: Preußiſchen Provinzen, nach ihrem gegenwaͤrtigen und kuͤnftigen 

Umfange, aufzuheben; ſo erklaͤren beide gedachte Regierungen hiermit, daß 
ſie, ſtatt einer beſondern Uebereinkunft dieſerhalb, lediglich den Inhalt des, 
im Protokolle der deutſchen Bundesverſammlung vom 23ſten Juni v. J. be⸗ 
findlichen Beſchluſſes, wegen der unter ſaͤmmtlichen deutſchen Bundes⸗Staaten 
feeſtgeſetzten Nachſteuer⸗ und Abzugsfreiheit, auch auf die nicht zum deutſchen 
Bunde gehoͤrigen Preußiſchen Provinzen, nach ihrem gegenwaͤrtigen und kuͤnf⸗ 
tigen Umfange, ausdehnen wollen. e 92 


Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preu⸗ 


Ben, und Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt, zweimal gleichlautend ausgefertigte Erklärung; foll, nach erfolgter 
6 TR gegen⸗ 


— 58 — ; 
gegenfeitiger Auswechfelung, ſogleich Kraft und Wirkſamkeit erhalten, und 


in den beiderſeitigen Landen öffentlich bekannt gemacht werden. 
Gegeben Berlin, den Zten Juni 1818. | 

Der Staatskanzler 

C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 
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(No, 4880.) Bekanntmachung der Kartel 5 Konvention zwiſchen Preußen und Hannover. 
Vom ıften Juli 1818. 8 } 


Be der Königlich» Preußifchen Regierung einer Seits, und ber Koͤnig⸗ 
lich⸗Großbritanniſch-Hannoͤverſchen Regierung andrer Seits, iſt nachſtehende 
Kartel⸗Konvention verabredet und geſchloſſen worden. 3 
Se Artikel 1. N W 8 a 
Alle in Zukunft, und zwar vom Tage der Publikation gegenwaͤrtiger 
Konvention an gerechnet, von den Armeen der beiden hohen kontrahirenden 
Theile, unmittelbar oder mittelbar in des andern Lande oder zu deſſen Trup⸗ 
pen, wenn dieſe auch außerhalb ihres Vaterlandes ſich befinden ſollten, deſer⸗ 
tirende Militairperſonen, ſollen gegenſeitig ausgeliefert werden. = 
IE Artife 2, es 
Als Deſerteurs werden, ohne Unterſchied des Grades oder der. Waffe, 
alle diejenigen angeſehen, welche zu irgend einer Abtheilung des ſtehenden 
Heeres oder der bewaffneten Landesmacht, nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
eines Jeden der beiden Staaten, gehoͤren, und denſelben mit Eid und Pflicht 
verwandt ſind, mit Inbegriff der bei der Artillerie oder ſonſtigem Fuhrweſen 
angeſtellten Knechte. 8 reg 
55 Ss Artikel 3. e 185 
Sollte der Fall vorkommen, daß ein Deſerteur der hohen kontrahirenden 
Mächte früher ſchon von einer andern Macht deſertirt waͤre; ſo wird dennoch, 


ſelbſt wenn mit der letztern ebenfalls Auslieferungsvertraͤge beſtaͤnden, die 


Auslieferung ſtets an diejenige der hohen kontrahirenden Maͤchte erfolgen, 
deren Dienſte er zuletzt verlaſſen hat. Wenn ferner ein Soldat von den 
Truppen eines der hohen paziszirenden Souverains zu denen eines Dritten, 
und von dieſem wiederum in die Lande des andern paziszirenden Souverains, 
oder ſonſt zu deſſen Truppen, deſertirt; ſo koͤmmt es darauf an, ob letzterer 
Souverain mit jenem Dritten ein Kartel hat. Iſt dieſes der Fall, ſo wird 
der Deſerteur dahin abgeliefert, woher er zuletzt entwichen iſt; im entgegen⸗ 
geſetzten Falle aber wird er dem paziszirenden Souverain, deſſen Dienſte er 
zuerſt verlaſſen hat, ausgeliefert. Ar 


Artikel 4. 


— 
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7 8 88 g Artikel 4. N ie 

Nur folgende Falle werden als Gründe, die Auslieferung eines Deſer⸗ 
teurs zu verweigern, anerkannt: a = 

a) wenn der Deſerteur aus den Staaten des jenſeitigen hohen Souverains, 
fo wie fie durch die neueſten Verträge begraͤnzt find, gebuͤrtig iſt, und 
alſo vermittelſt der Defertion nur in feine Heimath zuruͤckkehrt; 

b) wenn ein Deſerteur in dem Staate, in welchen er entwichen iſt, ein 
Verbrechen begangen hat, deſſen Beſtrafung vor ſeiner Auslieferung die 
Landesgeſetze erfordern. Wenn nach uͤberſtandener Strafe der Deſerteur 
ausgeliefert wird, ſollen die denſelben betreffenden Unterſuchungsakten, 
entweder im Original oder auszugsweiſe und in beglaubten Abſchriften, 
übergeben werden, damit ermeſſen werden kann, ob ein dergleichen 
Deſerteur noch zum Militairdienſt geeignet ſey, oder nicht. 8 a 
Schulden oder andere von einem Deſerteur eingegangene Verbindlich⸗ 

keiten, geben dagegen dem Staate, in welchem er ſich aufhaͤlt, kein Recht, 
deſſen Auslieferung zu verſagen. 5 5 : ; 
2;;ͤͤ Artikel 5. f 
Die Verbindlichkeit zur Auslieferung erſtreckt ſich auch auf die Pferde, 
Saͤttel⸗ und Reitzeug, Armatur- und Montirungsſtuͤcke, welche von den Deſer⸗ 
teurs etwa mitgenommen worden find, und tritt auch dann ein, wenn der 
Deſerteur ſelbſt, nach den Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels, nicht 
ausgeliefert wird. i > 
re Artikel 6. : 

Um duich die moͤglichſte Regelmaͤßigkeit die Auslieferung zu beſchleunigen, 
werden beide hohe kontrahirende Theile wegen beſtimmter, an ihren Grenzen 
belegenen, gegenſeitigen Ablieferungsorte (wozu ſolche Staͤdte gewaͤhlt werden 
ſollen, in welchen ſich Garniſon befindet) uͤbereinkommen, an welchen eine 
gegenſeitig bekannt zu machende Behoͤrde mit der Empfangsnahme der Deſer⸗ 
teurs und ſofortiger Bezahlung aller in den nachfolgenden Artikeln IL, und 12 

ſtipulirten Koſten beauftragt ſeyn wird. | 85 

f Artikel 7. | = 

Die Auslieferung geſchieht in der Regel freiwillig, und ohne erſt eine 
Regquiſition abzuwarten. Sobald daher eine Militair⸗ oder Civil⸗Behoͤrde 
einen jenſeitigen Deſerteur entdeckt, wird derſelbe, nebſt den etwa bei ſich 
habenden Effekten, Pferden, Waffen x. ſofort, unter Beifuͤgung eines auf 
zunehmenden Protokolls, an die jenſeitige Behoͤrde, im naͤchſten Ablieferungs⸗ 
orte gegen Beſcheinigung übergeben. : 

Artikel 8. a . 

Sollte aber ein Deſerteur der Aufmerkſamkeit der Behoͤrden desjenigen 
Staates, in welchen er uͤbergetreten tft, entgangen ſeyn, ſo wird deſſen Aus⸗ 
lieferung ſogleich auf die erſte desfallſige Requiſition erfolgen, ſelbſt dann, 

wenn 


wenn er Gelegenheit gefunden hätte, in dem Militairdienſte des gedachten 
Staates angeſtellt zu werden. Nur wenn uͤber die Richtigkeit weſentlicher, in 
der Requiſition angegebener Thatſachen, welche die Auslieferung uͤberhaupt 
bedingen, ſolche Zweifel obwalten, daß zuvor eine nähere Aufklaͤrung der⸗ 
ſelben zwiſchen der requirirenden und der reguirirten Behörde nöthig wird, iſt 
der Auslieferung Anſtand zu geben. . 
29 N Artikel c ii . 
Die in vorſtehendem Artikel erwähnten Requiſitionen ergehen Koͤniglich⸗ 
Preußiſcher Seits an das Koͤniglich⸗Hannoͤverſche Generalkommando zu 
Hannover, oder aber an die Provinzial⸗Regierung derjenigen Provinz, wohin 
der Deſerteur ſich begeben hat; und Koͤniglich-Hannoͤverſcher Seits an die 
naͤchſte Provinzial⸗-Regierung oder an das Generalkommando der Preußiſchen 
Provinz, wohin der Deſerteur ſich begeben. Von den Militairbehoͤrden wer⸗ 
den diejenigen Deſerteurs, welche etwa zum Dienſt angenommen ſeyn ſollten, von 
den Civil⸗Behoͤrden aber diejenigen, bei denen dies der Fall nicht iſt, ausgeliefert. 
RER Be Artikel 40. f ER 
Sollten zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und andern 
deutſchen Bundesſtaaten, welche durch die Koͤniglich-Großbritanniſch⸗-Hannd⸗ 
verſchen Staaten von dem Preußiſchen Gebiete getrennt ſind, Kartel⸗Kon⸗ 
ventionen beſtehen oder noch geſchloſſen werden, in deren Folge Auslieferungs⸗ 
fälle: Preußiſcher Deſerteurs vorkommen; fo ‚find. die Koͤniglich-Großbritan⸗ 
niſch⸗Hanndͤverſchen Behörden verpflichtet, dergleichen Deſerteurs von ſolchen 
hinterliegenden dritten Staaten anzunehmen, und den weitern Transport nach 
den in Gemaͤßheit des Artikels 6. zu beſtimmenden Preußiſchen Ablieferungs⸗ 
orten in eben der Art zu veranſtalten, als ob ſolche Deſerteurs innerhalb der Koͤnig⸗ 
lich⸗Großbritanniſch⸗Hanndͤverſchen Staaten ſelbſt zuerſt ergriffen worden waͤren. 
Eine gleiche Verpflichtung findet auf Seiten der Köͤniglich⸗Preußiſchen 
Behörden ſtatt, wenn in ähnlichen Fällen, auf dem Grund zwiſchen der 
Koͤniglich⸗Großbritanniſch⸗Hannoͤverſchen Regierung und andern deutſchen 
Bundesſtaaten beſtehender Kartel-Konventionen, Koͤniglich⸗ Hannoͤverſche 
Deſerteurs das Koͤniglich-Preußiſche Gebiet paſſiren muͤſſen, um ihre Aus⸗ 
lieferung zu bewirken. f Er. 
e „Artikel 1 e Eur 
An Unterhaltungskoſten werden der ausliefernden Macht fuͤr jeden De⸗ 
ſerteur, vom Tage ſeiner Verhaftung an, bis zum Tage der Auslieferung 
einſchließlich, für den Tag Drei gute Groſchen Preußiſch Kourant, fuͤr ein Pferd 
aber täglich Sechs Pfund Hafer, Acht Pfund Heu, und Drei Pfund Stroh, 
Berliner Gewicht, den Zentner zu einhundert und zehn Pfund, gut gethan. 
f Die Berechnung der Futterkoſten geſchiehet nach den Marktpreiſen des 
Orts oder der naͤchſten Stadt, wo die Arretirung geſchehen iſt, und die Be⸗ 
zahlung erfolgt, ohne die geringſte Schwierigkeit, gleich bei der Auslieferung. 8 
A EEE Artikel 12. 


— 1 = 


ee Artikel ir, 5 5 ee 
Außer dieſen Koſten, und der in nachfolgendem Artikel 13. bemerkten 
Belohnung, kann ein Mehreres unter irgend einem Vorwande, wenn auch 
gleich ber auszuliefernde Mann unter den Truppen des Souverains, der ihn 
auszuliefern hat, angeworben ſeyn ſollte „etwa wegen des Handgeldes, ge⸗ 
noſſener Löhnung, Bewachung und Fortſchaffung, oder wie es ſonſt Namen 
haben mochte, nicht gefordert werden. | 


Artikel 13. 5 
Dem Unterthan, welcher einen Deſerteur einliefert, ſoll eine Gratifika⸗ 
tion von Fünf Thalern Preußiſch Kourant fuͤr einen Mann ohne Pferd, und von 
Zehn Thalern Preußiſch Kourant für einen Mann mit dem Pferde gereicht, 
von dem ausliefernden Theile vorgeſchoſſen und ſofort bei der Auslieferung 
wieder erſtattet werden. In Ruͤckſicht anderer ausgetretenen Militairpflichti⸗ 
gen, die nicht nach Art. 2. in die Klaſſe der eigentlichen Deſerteurs gehoͤren, 
fallt dieſes Kartelgeld weg. f 2 Fe: 
SEHR Ben Artikel 14. 7255 
Uueber den Empfang der, Artikel II. und 13., gedachten Koſten⸗ und 
Gratifikations⸗Erſtattung, hat die ausliefernde Behörde zu quittiren. Des 
etwa nicht ſofort auszumittelnden Betrages der zu erſtattenden Unkoſten hal⸗ 
ber, iſt aber die Auslieferung des Deſerteurs, wenn derſelben ſonſt kein Be⸗ 
denken entgegenſteht, nicht aufzuhalten. a 


Allen Behoͤrden, beſonders den Grenzbehoͤrden, wird es ſtrenge zur 
Pflicht gemacht werden, auf die jenfeitigen Deſerteurs ein wachſames Auge 
zu haben, und daher einen Jeden „ aus deſſen Ausſagen, Kleidung, Waffen 
oder andern Anzeichen ſich ergiebt, daß er ein ſolcher Deſerteur ſey, ſogleich, 
ohne erſt eine Requiſition deshalb abzuwarten, unter Aufſicht zu ſtellen, oder 
nach Umſtaͤnden zu verhaften. f 5 
5 a Artikel 16. . 7 

Alle nach der Verfaſſung der beiderſeitigen Staaten, Reſerve⸗ oder 
Landwehr, und uͤberhaupt militairpflichtige Unterthanen, welche ſich 


von Zeit der Publikation dieſer Konvention an, in die Lande des andern Sou⸗ 
verains oder zu deſſen Truppen begeben, find, jedo ch nur auf vorgaͤn⸗ 
gige Reklamation, der Auslieferung ebenfalls unterworfen, und es ſoll 
mit dieſer Auslieferung im Uebrigen, ſowohl in Hinſicht der dabei zu beobach⸗ 
tenden Form, als auch wegen der zu erſtattenden Verpflegungskoſten, eben 
ſo gehalten werden, wie es wegen der Auslieferung mllitairiſcher Deſerteurs 
in dieſer Konvention beſtimmt iſt. b e Br 
= Bei allen ſolchen Auslieferungen aber, welche von der Obrigkeit auf 
jenſeitige Requiſition bewirkt werden, wird ein Kartelgeld nicht entrichtet. 
Jahrgang 1818, K Artikel 27. 


Artikel 17. Rz 5 
1 Diejenigen Individuen, welche nach den Geſetzen eines jeden der pa⸗ 
ziszirenden Staaten im militairpflichtigen Alter ſind, und bei Ueberſchreitung 
der gegenſeitigen Grenzen, ohne einen obrigkeitlichen Paß oder eine ſonſtige 
hinreichende Legitimation vorzeigen zu konnen, den Verdacht auf ſich ziehen, 
daß fie ſich der Militairpflicht gegen ihren Staat entziehen wollen, ſollen ſo⸗ 
fort zuruͤckgewieſen, und dergleichen Perſonen weder Aufenthalt noch Zuflucht 
in dem jenfeifigen Staate geſtattet werden. 8 
. Artikel 18. ü 
Dien beiderſeitigen Behörden und Unterthanen wird ſtrenge unterſagt 
werden, Deſerteurs oder ſonſtige Militairpflichtige, die ihre desfallſige Be⸗ 
freiung nicht hinlaͤnglich nachweiſen koͤnnen, zu Kriegsdienſten anzunehmen, 
deren Aufenthalt zu verheimlichen, oder dieſelben, um ſie etwanigen Rekla⸗ 
mationen zu entziehen, in entferntere Gegenden zu befördern, Auch ſoll es 
nicht geſtattet werden, daß von irgend einer fremden Macht dergleichen In⸗ 
dividuen innerhalb der Staaten der hohen Souverains angeworben werden. 
= Artikel 19. 
Wer ſich der wiſſentlichen Verhehlung eines Deſerteurs oder Militair⸗ 
pflichtigen und der Beförderung der Flucht deſſelben ſchuldig macht, wird mit 
einer nachdruͤcklichen Geld⸗ oder Gefaͤngnißſtrafe belegt. i = 
S Artikel 20. See = res 
Gleichmaͤßig wird es den Unterthanen beider hohen kontrahirenden Maͤch⸗ 
te unterſagt werden, von einem jenſeitigen Deſerteur Pferde, Saͤttel⸗ und 
Reitzeug, Armatur⸗ und Montirungsſtuͤcke zu kaufen, oder ſonſt an ſich zu 
bringen. Der Uebertreter dieſes Verbots wird nicht allein zur Herausgabe 
dergleichen an ſich gebrachter Gegenſtaͤnde, ohne den mindeſten Erſatz, oder 
zur Erſtattung des Werths angehalten, ſondern noch uͤberdem mit willkuͤhrlicher 
Geld⸗ oder Gefaͤngnißſtrafe belegt werden, wenn bewieſen wird, daß er wiſ⸗ 
ſentlich von einem Deſerteur etwas an ſich gebracht oder gekauft hat. f 
| Artikel . a 
Indem auf dieſe Art eine regelmäßige Auslieferung der gegenfeitigen 
Deſerteurs und Militairpflichtigen eingeleitet iſt, wird jede eigennrächtige 
Verfolgung eines Deſerteurs auf jenſeitigem Gebiete, als eine Verletzung des 
letztern ſtreng unterſagt und: forgfältig vermieden werden. Wer ſich dieſes 
Vergehens ſchuldig macht, wird, wenn er dabei betroffen wird, ſogleich ver⸗ 
haftet und zur geſetzlichen Beſtrafung an ſeine Regierung abgeliefert werden. 
2 > Ar£bbek: DI ir 
Als eine Gebietsverletzung iſt jedoch nicht anzuſehen, wenn von einem 
Kommando, welches einen oder mehrere Deſerteurs bis an die Grenze ver⸗ 
folgt, ein Kommandirter in das jenſeitige Gebiet geſandt wird, um der naͤch⸗ 
fen: Ortsobrigkeit die Deſertton zu melden. Dieſe Obrigkeit muß vielmehr, 
wenn 


ee 
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wenn der Deſerteur ſich in ihrem Bereiche findet, denſelben ſofort verhaften, 
und wird in dieſem Falle, wie uͤberhaupt jedesmal, wenn ein Deſertehr von 
der Obrigkeit verhaftet wird, kein Kartelgeld bezahlt. Der Kommandirte 
darf ſich aber keinesweges an den Deſerteur vergreifen, widrigenfalls er nach 
Art. 21. zu behandeln iſt. ö i 5 
N ER Artikel 23. 

Jede gewaltſame oder heimliche Anwerbung im jenſeitigen Territorium, 
e Verführung jenſeitiger Soldaten zur Deſertion, oder anderer Unterthanen zum 
Austreten, mit Verletzung ihrer Militairpflicht, iſt ſtreng unterſagt. Wer 
eines ſolchen Beginnens wegen in dem Staate, wo er ſich deſſen ſchuldig ge⸗ 
macht, ergriffen wird, iſt der geſetzlichen Beſtrafung deſſelben unterworfen. 
Wer ſich aber dieſer Beſtrafung durch die Flucht entzieht, oder von ſeinem 
Vaterlande aus auf obige Art auf jenſeitige Unterthanen zu wirken ſucht, wird 
auf deßfallſige Requiſition in feinem Vaterlande zur Unterſuchung und nach⸗ 
druͤcklichen Strafe gezogen werden. 
. Artikel 24. 
Diejenigen, welche vor Bekanntmachung dieſer Konvention von den 
Truppen der einen der hohen kontrahirenden Maͤchte deſertirt ſind und entweder 
| bei der Armee des andern Souverains Militairdienſte genommen haben, oder 
7 ſich, ohne dergleichen wiederum ergriffen zu haben, in deſſen Landen auf; 
halten, ſind der Reklamation und Auslieferung nicht unterworfen. 5 

i f Artikel 25. i . 
Den Landeskindern beider Theile, welche zur Zeit der Publikation wirk⸗ 
lich in dem Militairdienſt des andern Souverains ſich befinden, ſoll die Wahl 
freiſtehen, entweder in ihren Geburtsort zurückzukehren, oder in den Dien⸗ 
ſten, in welchen ſie ſich befinden, zu bleiben. Doch muͤſſen ſie ſich laͤngſtens 
ö binnen einem Jahre, nach Publikation gegenwaͤrtiger Konvention, diesfalls be⸗ 
ſtimmt erklaren, und es ſoll denjenigen, welche in ihre Heimath zuruͤckkeh⸗ 

ren wollen, der Abſchied unweigerlich ertheilt werden. „ 
Bei freiwilligen Kapitulanten treten dieſe Beſtimmungen erſt nach Ab⸗ 
lauf der Kapitulation ein. a l 1 


Artikel 26. 8 
ö | Es verſteht ſich, und wird hierdurch noch ausdruͤcklich erklaͤrt, daß 
durch keine der vorſtehenden Beſtimmungen den kuͤnftigen etwanigen Beſchluͤſ⸗ 
ſen des Bundestages uͤber einen allgemeinen Termin der Militairpflichtigkeit 
vorgegriffen, oder die bundesmaͤßige Auswanderangsfreihetk ber: Unterthanen 
beſchraͤnkt werden ſoll. a 5 „ ö 
ER Artikel 27. 

SGegenwaͤrtige Konvention wird beiderſeits, zu gleicher Zeit, zur genaue⸗ 
ſten Befolgung publizirt werden, und iſt guͤltig und geſchloſſen auf Sechs 
Jahre,, mit ſtillſchweigender Verlaͤngerung bis zu erfolgenden gr 

; welche! 


welche ſodann jederzeit jebem der hohen kontrahirenden Theile Ein Jahr vor⸗ 


aus freiſteht. 
So geſchehen und unterzeichnet Berlin, den 3ten Mai 1818. a 


Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 4 


von Jordan. 5 
Vorſtehende Kartel⸗Konvention wird, nach dem Willen Seiner Mafeſtat 
des Koͤnigs, zur allgemeinen Achtung und Befolgung hiermit bekannt gemacht. 
Berlin, den Tſten Juli 1818. TREO Er 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


(No. 48 1.) Befanntmachung über die Kartel⸗Konvention zwiſchen Preußen und Heſſen⸗ 
= Homburg. Vom 2pfien Juli 1818. l a 


| A ber söuiglich- Preupifchen und der Lanbgräflich- Heffen-Homburgi: "| 
ſchen Regierung, iſt unterm ten Mai c. eine Kartel- Konvention geſchloſſen 


worden, welche mit der, in No. 421. der Geſetzſammlung publizirten, Kartel⸗ 


Konvention mit dem Königreiche Sachſen vom 18ten April 1817., in allen a 


Punkten, bis auf folgende Modifikationen, uͤbereinſtimmt. 


Inm Artikel 10. iſt nach den Worten: Drei Groſchen Preußiſch 
Kourant, Hinzugefügt: oder Dreizehn und einen halben Kreuzer 
im 24 Gulden Fuß. Ferner iſt in demſelben Artikel Berliner Gewicht, 
den Zentner zu Einhundert und Zehn Pfund, bei Feſtſetzung der zu verguͤti⸗ 


genden Rationen fuͤr die Pferde der Deſerteurs angenommen worden. 


Im Artikel 12. iſt nach den Worten: Fünf Thaler Preuß iſch 
Kourant, hinzugefügt: oder neun Gulden im 24 Gulden Fuß; und 
nach den Worten: Zehn Thaler Preußiſch Kourant, iſt hinzugefügt: 


oder Achtzehn Gulden im 24 Gulden Fuß. 


Indem auf dieſe Art die Beſtimmungen der gedachten, mit der Land. 


graͤflich⸗Heſſen⸗Homburgiſchen Regierung; abgefchloffenen Kartel⸗Konvention 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden, iſt es der Wille Sr. Majeſtaͤt des 
Koͤnigs, daß dieſelbe vom Tage ihrer Publikation an, in völlige Kraft trete, 


und von allen Militair⸗ und Civil⸗Behoͤrden, wie auch von ſaͤmmtlichen Aller- 


hoͤchſt⸗Ihren Unterthanen in allen Stücken auf das Genaueſte befolgt werde. 
Bielefeld, den 20ſten Juli 1818. 


Der Staatskanzler 
C. Furſt v. Hardenberg, 


